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Ein Hardliner
sorgt für Tumulte
Akin Gürlek ist neuer türkischer Justizminister

NICOLE ANLIKER, ISTANBUL

Seine Ernennung zum Justizminister hat
eine Schlägerei ausgelöst. Abgeordnete
der grössten türkischen Oppositionspar-
tei (CHP) rangelten mit Abgeordneten
der regierenden AKP, sie schubsten und
prügelten sich, als Akin Gürlek Mitte
Februar seinen Amtseid in Ankara ab-
legen sollte. CHP-Parlamentarier nann-
ten die Ernennung einenAngriff auf den
Rechtsstaat und wollten die Vereidigung
verhindern.Er konnte seine Eidesformel,
etwas verzögert, schliesslich doch ab-
legen, beschützt vonAKP-Politikern, die
ihm zujubelten.Der unrühmlicheTumult
im Parlamentsgebäude zeigte: Präsident
Recep Tayyip Erdogans jüngster Perso-
nalentscheid ist höchst umstritten.

Angespanntes Verhältnis

Akin Gürlek hat sich als Generalstaats-
anwalt von Istanbul einen Namen als
Mann fürs Grobe gemacht. Seit er jenes
Amt im Oktober 2024 übernommen hat,
ist er rigoros gegen die Opposition vorge-
gangen. Er ordnete Ermittlungen gegen
Hunderte von CHP-Mitgliedern und
Parteifunktionären an.Mehr als ein Dut-
zend oppositioneller Bürgermeister liess
er wegen Korruptionsvorwürfen fest-
nehmen.Für internationaleAufmerksam-
keit und Massendemonstrationen hatte
die Verhaftung des inzwischen abgesetz-
ten Bürgermeisters von Istanbul, Ekrem
Imamoglu, im vergangenenMärz gesorgt.

Seit bald einem Jahr sitzt Imamoglu
nun in Untersuchungshaft. Gürlek for-
dert in seinerAnklageschrift 2430 Jahre
Haft für den populären Politiker. Ima-
moglu gilt noch immer als gefährlichs-
ter Herausforderer von Präsident Erdo-
gan. Dürfte er bei der nächsten Präsi-
dentenwahl im Jahr 2028 antreten, hätte
er laut jüngsten Erhebungen von Mei-
nungsforschungsinstituten intakte Sie-
geschancen. Der CHP-Präsident Özgür
Özel griff Gürlek in der Vergangenheit
wegen seines Vorgehens wiederholt
scharf an. Er bezeichnete ihn als «mo-
bile Guillotine» oder «Killer der Justiz»,
der die Anweisungen von Erdogan be-
folge. Özel musste Gürlek später wegen
übler Nachrede und Persönlichkeitsver-
letzung Schadenersatz zahlen.

Das Verhältnis zwischen Gürlek und
der CHP ist seit längerem stark ange-
spannt. Die Partei hat gegen Gürlek
mehrfach Beschwerden beim Rat der
Richter und Staatsanwälte eingereicht.
Sie beschuldigte ihn, seine Amtspflich-
ten zu verletzen und gezielt juristisch
gegen die Opposition vorzugehen. Im
Dezember reichte sie zudem eine Straf-
anzeige ein, in der sie ihm unter ande-
rem vorwirft, ein illegales Zweiteinkom-
men bezogen zu haben. Gürlek wies
stets alle Schuld von sich und spricht
von einem politisch motivierten Vor-

gehen. Die Regierung ihrerseits beteu-
ert, die Justiz arbeite unabhängig.

In seiner Karriere hat der in Kappa-
dokien geborene Jurist Gürlek zahlrei-
che Verfahren gegen Erdogan-Kritiker
geführt. Als Richter war er unter ande-
rem an der Verurteilung des Kurden-
führers Selahattin Demirtas wegen Ter-
rorvorwürfen beteiligt. Dieser sitzt seit
2016 in Haft. Eine zentrale Rolle spielte
Gürlek als Staatsanwalt auch in Ermitt-
lungen gegen regierungskritische Jour-
nalisten, die zu Verurteilungen führten.
Medienschaffende, die kritisch über ihn
selbst berichteten, bekamen ebenfalls
vereinzelt juristische Probleme.

Politische Einflussnahme

Kritiker befürchten, dass der Druck
gegen Andersdenkende unter Gür-
lek als Justizminister weiter zunehmen
könnte. In seiner neuen Funktion hat
der 43-Jährige auch denVorsitz des Rats
der Richter und Staatsanwälte inne, der
Juristen für die Gerichte ernennt. Die
EU hat die politische Einflussnahme
auf Beschlüsse der Justiz und Personal-
entscheidungen wiederholt beanstandet.
RegierungskritischeMedien befürchten,
dass Gürlek in den kommendenWochen
zahlreiche Staatsanwälte und Gerichts-
präsidenten auswechseln und Vertraute
auf wichtige Posten hieven könnte.

Gürlek hat dazu keine Stellung ge-
nommen. Nach seiner Vereidigung be-
dankte er sich bei Erdogan und erklärte,
Reformen vorantreiben und Justizver-
fahren beschleunigen zu wollen. Der
Rechtswissenschafter hält sich grund-
sätzlich in der Öffentlichkeit bedeckt.
Bekannt ist bloss, dass er verheiratet
ist und eine Tochter hat. In den Medien
heisst es, zu Erdogan pflege Gürlek ein
Vertrauensverhältnis.

Gleichzeitig wie Gürlek ernannte
Erdogan mit Mustafa Ciftci einen neuen
Innenminister. Der bisherige Gouver-
neur der ostanatolischen Provinz Erzu-
rum gilt als konservativer und nationa-
listischer als sein Vorgänger im Innen-
ministerium. Laut türkischen Medien
ist er offiziell ein Hafis, also jemand, der
den Koran auswendig gelernt hat. Erdo-
gan gab keine Gründe für seine Kabi-
nettsumbildung an.Offiziell hiess es, die
beiden vorherigen Minister seien von
ihren Posten zurückgetreten.

Beobachter werten das Vorgehen je-
doch als politisches Signal im Zusam-
menhang mit Erdogans Wahlambitio-
nen: Die Einsetzung zweier Hardliner,
die Schlüsselrollen in der türkischen
Rechts- und Sicherheitspolitik einnäh-
men, sei bestimmend für das politische
Klima, in dem der Wahlkampf statt-
finden werde, heisst es. Seinen ultra-
rechten Koalitionspartner MHP und
die konservative Kernwählerschaft hält
Erdogan damit aber sicher bei Laune.

Mette Frederiksen
ruft Neuwahlen aus
Die Dänen werden bereits im März über ein neues Parlament abstimmen

LINDA KOPONEN, TALLINN

Die Gerüchte kursierten schon seit Ta-
gen. Als die Ministerpräsidentin Mette
Frederiksen am Donnerstag vor das
Parlament trat, ahnten viele, was kom-
men würde. Statt wie geplant im Okto-
ber werden die Dänen bereits im März
ein neues Parlament wählen.

Unabhängig vom Ergebnis ist bereits
heute klar: Die Wahl wird als eine der
wichtigsten in die dänische Geschichte
eingehen. «In den nächsten vier Jahren
müssen wir als Dänen und als Europäer
wirklich auf eigenen Beinen stehen»,
sagte Frederiksen.

Eine «seltsame Regierung»

Die letzten dreieinhalb Jahre wurde
Dänemark von einer «seltsamenRegie-
rung» geführt,wie Frederiksen sie selbst
bezeichnet. Nach langen Regierungs-
verhandlungen übernahmen die Sozial-
demokraten zusammen mit den Libe-
ralen und den Moderaten im Dezem-
ber 2022 die Macht. Frederiksen, die
Dänemark bereits seit 2019 regiert
hatte, durfte ihr Amt als Ministerpräsi-
dentin behalten.

Eine der führenden Zeitungen des
Landes, «Politiken», schrieb damals von
einem «Freudentag». Die drei Parteien,
die sich zuvor bekämpft hatten, würden
gemeinsam Lösungen für die drängen-
den Probleme des Landes finden, hoffte
nicht nur der betreffende Redaktor.
Doch bereits der Start verlief holprig.

Kaum an der Macht, liess Mette Fre-
deriksen mit dem grossen Gebetstag

einen gesetzlichen Feiertag abschaffen,
um Geld für dieVerteidigungsausgaben
zu generieren. Nicht nur die Gewerk-
schaften reagierten empört. In Kopen-
hagen strömten die Menschen auf die
Strasse, die Opposition hatte ein erstes
Thema gefunden, mit dem sie gegen die
Regierung mobilisieren konnte.Die Zu-
stimmungswerte sackten ab.

Unterstützer der Ukraine

Die Episode ist bezeichnend für die Her-
ausforderungen, vor denen Dänemark
heute steht. Die Menschen im Land
beschäftigen die Wohnraumknappheit,
eine zunehmende soziale Ungleichheit
und das immer weiter ansteigende Ren-
tenalter. Doch diese Themen werden
überschattet von aussenpolitischen Kri-
sen und einer Weltordnung, die zu kol-
labieren droht.

Der wichtigste Verbündete Däne-
marks, die USA, ist zu einer Bedrohung
geworden. Dass Donald Trump seinen
Anspruch auf Grönland aufgegeben hat,
glaubt in Kopenhagen niemand. Bis der
Streit erneut aufflammt, scheint nur eine
Frage der Zeit. Gleichzeitig greift Russ-
land die Ukraine weiter an.Frederiksens
Dänemark gehört zu den vehementes-
ten Unterstützern der Ukraine – und hat
sich damit selbst exponiert.

Dänemark gibt nicht nur gemessen
am Bruttoinlandprodukt mehr aus als
alle anderen Länder. Es ist auch das
erste Land, das es den Ukrainern er-
laubt, eine Produktionsstätte für Rüs-
tungsgüter auf seinem Boden zu er-
richten. Im vergangenen Herbst stör-

ten Drohnen während Tagen den Ver-
kehr an dänischen Flughäfen. Woher
sie kamen, ist bis heute unklar.DerVer-
dacht, dass Russland dahinterstecken
könnte, liegt nahe.

Die Unterstützung der Ukraine wird
von einer breiten Mehrheit der Dänen
mitgetragen. Trotzdem fühlen sich ge-
rade in der «faulen Banane», wie die
wirtschaftlich abgehängte ländliche
Gegend im Westen und im Süden des
Landes genannt wird, viele von der
Regierung vergessen.

Bei den Kommunalwahlen im
Herbst erlitten die Sozialdemokra-
ten eine schwere Niederlage. Sie ver-
loren in 89 von 98 Gemeinden – eigent-
lich ein schlechtes Omen für die natio-
nalen Wahlen. Ihre klare Kante gegen
die amerikanischenAnnexionspläne hat
Frederiksen jüngst aber wieder etwas
mehr Popularität beschert. Lagen die
Zustimmungswerte im Dezember noch
bei 17 Prozent, waren es in den jüngsten
Umfragen bereits 22 Prozent.

Selten so unübersichtlich

Von diesem Momentum will Frederik-
sen profitieren. Der Wahlkampf be-
gann bereits im Parlamentssaal. Die
Ministerpräsidentin nutzte ihre Rede-
zeit, um das Programm der Sozial-
demokraten vorzustellen. Mit einer
Vermögenssteuer für das reichste Pro-
zent im Land will die Partei die soziale
Ungleichheit bekämpfen.

Auch einen Vorschlag zur Renten-
frage stellte Frederiksen inAussicht. So-
lange die Lebenserwartung der Bevöl-
kerung steigt, wird das Pensionsalter in
Dänemark alle fünf Jahre um ein Jahr
erhöht. ImMai beschloss das Parlament
ein Renteneintrittsalter von 70 Jahren
ab 2040. Dass es nicht ewig erhöht wer-
den kann, ist allen klar.Wie die Lösung
der Sozialdemokraten aussehen wird, ist
noch nicht bekannt.

Ob die Besinnung auf die alltäglichen
Sorgen der Dänen zu spät kommt, wird
sich zeigen. Die Ausgangslage derWah-
len ist jedenfalls so unübersichtlich wie
selten zuvor.Die Sozialdemokraten sind
zwar mit Abstand die stärkste Partei.
Mit wem sie sich zusammentun könn-
ten, ist jedoch völlig unklar.

Ob die «seltsame Regierung» auch
in Zukunft zusammenarbeiten wird, ist
fraglich. Erst einmal werden sich die
drei Regierungsparteien einen harten
Wahlkampf liefern. Die Vermögens-
steuer schmetterte der Vorsitzende der
Moderaten, Lars Lökke Rasmussen,
direkt als «in jeder Hinsicht schlechte
Idee» ab. Mette Frederiksen wollte in-
dessen keine Koalitionsmöglichkeit
ausschliessen.

Die 48-jährige Sozialdemokratin Mette Frederiksen hat sich aussenpolitisch profiliert,
dabei aber die Alltagssorgen der Bürger vergessen. THOMAS TRAASDAHL / AP

Reisen Bergell – Festival da Jazz und
ein Besuch bei den Giacomettis

Buchung und Information:
+41 44 258 18 78
reisen@nzz.ch, reisen.nzz.ch

Datum:
11. bis 14. Juli 2026

Teilnehmer/innen:
max. 18 Personen

Preis: ab Fr. 1295.–
(EZ-Zuschlag Fr. 480.–)

UUnntteerrkkuunnfftt::
Hotel «Corona»,
Vicosoprano

Begleiten Sie uns ins Bergell, wo Kunst, Musik und Geschichte in einer eindrucksvollen alpinen
Kulisse miteinander verschmelzen. In Stampa besuchen Sie die historische Familienresidenz der
Giacomettis. Marco Giacometti, Nachfahre der berühmten Künstlerdynastie, gewährt exklusive
Einblicke in seine Recherchen zu Alberto Giacometti, dessen 125. Geburtstag 2026 gefeiert wird,
und zeigt Ihnen bislang unveröffentlichte Dokumente und Fotografien.

Ein besonderes musikalisches Erlebnis erwartet Sie in der Kirche San Pietro wo Sie ein Jazz-
konzert geniessen, eingebettet in das renommierte St. Moritzer Jazzfestival – eine stimmungs-
volle Verbindung von Klangkunst und alpiner Landschaft.

Zum krönenden Abschluss führt Sie der im Bergell lebende Kunstexperte David Wille durch das
prachtvolle Palazzo Castelmur. Während dieser privaten Führung tauchen Sie tief in die faszinie-
rende Geschichte des Anwesens ein und lassen die Eindrücke der Reise ausklingen.
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In der Kopftuchfrage macht die SP eine Kehrtwende
Früher hielt die Partei die Verhüllung der Haare für frauenfeindlich – an Schulen soll diese Position nun nicht mehr gelten

SIMON HEHLI

Es ist nur ein Stück Stoff, doch es schürt
grosse Emotionen: das muslimische
Kopftuch. Die Debatte darüber, ob es
im Schulhaus etwas zu suchen hat, ist
in den letzten Monaten wieder inten-
siver geworden. So konnte im vergan-
genen Sommer eine junge Lehrerin, die
ihre Haare verhüllt, eine Stelle an einer
Primarschule im Kanton St. Gallen nicht
antreten, weil sich manche Eltern da-
gegen gewehrt hatten.

In St. Gallen, aber auch in Zürich
reichten die kantonalen SVP-Sektionen
daraufhin Vorstösse ein, in denen sie ein
Verbot religiöser Kopfbedeckungen so-
wohl für Lehrerinnen als auch für Schü-
lerinnen fordern. Das rechtskonserva-
tive Egerkinger Komitee verfolgt das
gleiche Ziel mit einer Petition auf natio-
naler Ebene, mehr als 10 000 Personen
haben sie unterschrieben. Der Ber-
ner Regierungsrat hielt im November
in der Antwort auf einen Vorstoss, der
eine Lockerung der Regeln anregte, am
Kopftuchverbot für Lehrpersonen fest.
Denn diese repräsentierten den Staat
und seine religiöse Neutralität.

Das ist eine laizistische Haltung, wie
sie einst auch die Sozialdemokraten ver-

traten. In einem Positionspapier zum
Islam aus dem Jahr 2010 schrieb die SP:
«Die von vielen Musliminnen und Mus-
limen befürwortete Pflicht der Frau, ein
Kopftuch zu tragen, ist aus Sicht der
SP frauenfeindlich und entspricht nicht
(mehr) unseren Wertvorstellungen.»

Abschied vom Laizismus

Ein Verbot des Kopftuchtragens in der
Öffentlichkeit komme für die Partei zwar
nicht infrage, weil dies zu sehr in die per-
sönliche Freiheit eingreife. Nein sage die
SP hingegen zum Tragen eines islami-
schen Kopftuchs – so wie zu jedem ande-
ren auffälligen religiösen Symbol – beim
Erfüllen öffentlicher Aufgaben. «Dies
gilt insbesondere für LehrerInnen.»
Diese Haltung steht bis heute im Partei-
programm. Die SP setze Irrationalismus
und religiösem Fundamentalismus das
Modell einer pluralistischen Gesellschaft
im laizistischen Staat entgegen, ist dort
zu lesen. Entsprechend gelte: «Staat und
öffentliches Bildungswesen sollen gegen-
über allen Religionen strikte Neutrali-
tät wahren, auf Vorgaben zum ‹richtigen›
Glauben verzichten und in öffentlichen
Gebäuden und Schulen das Zurschaustel-
len religiöser Symbole unterbinden.»

Doch an ihrem Parteitag vom Sams-
tag in Biel dürfte die SP ihre Haltung zu
dieser Frage fundamental ändern. Denn
traktandiert ist dort eine Resolution der
SP-Migranten mit dem Titel «Für echte
Selbstbestimmung – gegen antimuslimi-
schen Rassismus». Einer der Punkte be-
trifft die Verhüllung: Die Verfasser der
Resolution verlangen, dass die SP pau-
schale Kopftuchverbote in staatlichen
Institutionen und Bildungsstätten verur-
teile. «Kopftuchverbote für Lehrperso-
nen sind unverhältnismässig und ver-
fassungswidrig. Solche Verbote verlet-
zen die Grundrechte auf Religionsfrei-
heit und Gleichbehandlung.» Dass der
Parteitag dem zustimmt, ist wahrschein-
lich, empfiehlt doch das Präsidium die
Resolution zur Annahme.

Andersdenkende angefeindet

Eine der Promotorinnen der Resolution
ist die Zürcherin Vera Çelik. Die Mus-
limin trägt selbst ein Kopftuch und er-
klärt, dies sei ein «Akt der Emanzipa-
tion». Aus Sicht der SP-Migranten ver-
deutlicht kein anderes Thema anti-
muslimischen Rassismus klarer als die
Kopftuchdebatte. Warum unterstützt
die Parteileitung eine solche 180-Grad-

Kehrtwende in der Kopftuchfrage? Der
SP-Co-Präsident Cédric Wermuth er-
klärt auf Anfrage, das Islampapier von
2010 sei alt, und es sei lediglich von der
Fraktion verabschiedet worden. Im Ver-
sand zum Parteitag beruft sich das Prä-
sidium zudem auf den «Grundsatz der
Gleichbehandlung und Nichtdiskrimi-
nierung aller Menschen, unabhängig
von ihrer religiösen oder nicht religiö-
sen Überzeugung». Die SP wolle sicher-
stellen, dass Symbole unterschiedlicher
Religionen in der Öffentlichkeit gleich
behandelt würden.

Es ist davon auszugehen, dass nicht
alle innerhalb der Partei die Abkehr vom
Laizismus gutheissen. Der St. Galler SP-
Kantonsrat Bernhard Hauser hatte sich
im vergangenen Sommer in diese Rich-
tung geäussert. Das Kopftuch widerspre-
che dem Grundverständnis offener Ge-
sellschaften diametral und gehöre des-
halb auf keinen Fall auf den Kopf einer
Lehrerin, schrieb der frühere Professor
der Pädagogischen Hochschule St. Gal-
len in einem Gastbeitrag im «St. Gal-
ler Tagblatt». Die Jungsozialisten war-
fen Hauser daraufhin «antimuslimisch-
rassistische Aussagen» vor, unterstellten
ihm SVP-artige Positionen und forder-
ten seinen Rücktritt.

Der Kampf gegen die Asbestgefahr ist nur der Anfang
Das im Kanton Schwyz geplante Bundesasylzentrum stösst auf Widerstand aus Naturschutzkreisen

ERICH ASCHWANDEN

Der ehemalige Campingplatz Buosin-
gen am Lauerzersee im Kanton Schwyz
macht einen trostlosen Eindruck. Auf
dem Areal, auf dem der Bund in vier
Jahren 170 abgewiesene Asylbewerber
unterbringen möchte, leben noch einige
Dauercamper. Die meisten Bewohner
sind bereits weg. Viele von ihnen küm-
mern sich nicht darum, was sie hinter-
lassen. So liegen einige Wohnwagen auf
der Seite, einige der ehemals bewohnten
Häuschen verfallen, und überall türmt
sich der Abfall.

Erwin Hammer wohnt ganz in der
Nähe dieses Geländes. Während eines
Rundgangs auf dem Campingplatz deutet
er auf einen Haufen Material, das neben
dem Chlausenbach gelagert wird. «Ich bin
überzeugt, dass sich auf diesem Gelände
sehr viel asbesthaltiges Material befindet,
das nicht sachgerecht entsorgt wird», sagt
er und schüttelt den Kopf. Hammer weiss,
wovon er spricht. Der 74-jährige gelernte
Schmied und Schlosser revidierte viele
Jahre lang Filteranlagen von Grossbetrie-
ben und arbeitete wegen der Immissio-
nen mit einer Schutzmaske.

Aufsichtsanzeige eingereicht

Tatsächlich enthalten Eternitplatten, mit
denen die Camper in Buosingen ihre fest
installierten Wohnwagen und Häuschen
deckten,Asbest. Dasselbe gilt für Boden-
beläge, die in den letzten Monaten in
grossen Mengen auf dem Campingplatz
herausgerissen wurden. «Bereits geringe
Konzentrationen von Asbeststaub in der
Luft können die Entstehung von Krebs-
erkrankungen der Lunge fördern», mahnt
das Bundesamt für Gesundheit (BAG).

Brisant: Das gefährliche Material
lagert auf einem Areal, das seit dem
1. Januar dem Bund gehört. Das Staats-
sekretariat für Migration plant hier ein
Bundesasylzentrum (BAZ) für 170 ab-
gewiesene Asylbewerber. Die Verant-
wortung für den Neubau trägt das Bun-
desamt für Bauten und Logistik (BBL).

Erwin Hammer ist entsetzt über sol-
che Pläne in einer landschaftlich ein-
zigartigen Umgebung, die als «Inten-
siverholungszone Camping» klassifi-
ziert ist. Hier zu bauen, ist generell hei-
kel, entsteht doch das Asylzentrum in
einer Landschaft, die durch die riesigen
Steinblöcke des Goldauer Bergsturzes
von 1806 geprägt ist.

«Dieser Ort darf nicht zu einem
Schandfleck werden», betont Hammer.

Er hat wegen der Asbestrückstände bei
der Gemeinde Arth eine Aufsichtsan-
zeige eingereicht und verlangt die Ein-
leitung eines öffentlichen Baubewilli-
gungsverfahrens. So will er sicherstel-
len, dass die Sonderabfälle vor dem
Abbruch erfasst werden und ein Ent-
sorgungskonzept erstellt wird.

Die Gemeinde sieht in den jetzigen
Zuständen kein Problem. «Im Zuge der
Kündigungen wurden die Mieter auf-
gefordert, sämtliche auf den jeweili-
gen Mietflächen befindlichen Bauten,
Anlagen und persönlichen Einrichtun-
gen eigenständig zu entfernen», sagt
Erich Vokinger, der Abteilungsleiter
Bau-Planung der Gemeinde Arth. 2025
habe man festgestellt, dass verschiedene
Camper ihre Flächen nicht ordnungs-
gemäss leer geräumt hätten.

Laut Vokinger hat man dem BBL dar-
aufhin auf ein entsprechendes Gesuch hin
die Bewilligung für die Wegräumung be-
ziehungsweise den Abbruch der verein-
zelt zurückgelassenen Wohnwagen erteilt.
«Dabei wurde ausdrücklich darauf hin-

gewiesen, dass sämtliche Rückbau- und
Entsorgungsarbeiten gemäss den gelten-
den gesetzlichen Vorschriften erfolgen
müssen», sagt der Gemeindevertreter.

Er kann nachvollziehen, dass die zu-
rückgelassenen Materialien nur spo-
radisch entsorgt werden. «Wir haben
keine Bedenken.» Die Eternitplatten,
die jahrelang über den Wohnwagen
und Hütten gelegen haben, seien ledig-
lich auf dem Areal deponiert. «Das
möglicherweise asbesthaltige Mate-
rial wird ja nicht zerschlagen oder zer-
schnitten.» Das wären Arbeitsschritte,
bei denen Asbest freigesetzt werden
könnte. Auf Anfrage der NZZ teilt das
BBL mit, es werde die Eternitplatten
nach den gültigen Umweltbestimmun-
gen entsorgen lassen.

Der Kampf gegen die Asbestgefahr
ist nur die erste Etappe von Hammers
Widerstand. «Hier darf kein riesiges Ge-
bäude für Asylbewerber entstehen, das
diese Landschaft zerstört», bekräftigt er.
Sein Protest richtet sich allerdings nicht
gegen die Asylbewerber. Der Natur-

schützer schafft rund um sein Haus neue
Lebensräume für Zauneidechsen und
Schwalbenschwanz-Schmetterlinge. Mit
der «anderen Opposition», wie er sie mit
Blick auf die SVP nennt, will er nichts
zu tun haben. «Wenn Not am Mann ist,
würde ich auch Asylbewerber in mei-
nem Haus unterbringen», sagt Hammer.

An vorderster Front gegen das Asyl-
zentrum kämpft die SVP Schwyz mit
ihrem nationalen Parteipräsidenten
Marcel Dettling. Die SVP hat eine kan-
tonale Volksinitiative gegen das Projekt
eingereicht, die im Oktober 2025 vom
Kantonsparlament angenommen wurde.

Die Schwyzer Behörden werden sich
hüten, Hammer zu unterschätzen. Be-
reits einmal hat der heute 74-Jährige
ein Grossprojekt in der Nähe des Asyl-
zentrums praktisch im Alleingang ver-
hindert. Kurz nachdem er 2006 in sein
Haus eingezogen war, erfuhr er, dass in
der unmittelbaren Umgebung eine De-
ponie für Aushubmaterial geplant war.
Der Kanton Schwyz und die Gemeinde
Arth unterstützten dieses Projekt.

Der Bauernsohn, der, wie er sagt,
von seinen Eltern mit einem ausge-
prägten Sinn für Gerechtigkeit ausge-
stattet wurde, ergriff bei Gemeindever-
sammlungen das Wort, sammelte Unter-
schriften und legte überall Einspruch
ein. «Dadurch habe ich mir nicht nur
Freunde geschaffen und bin bei den Be-
hörden als Querkopf verschrien», sagt
er. 2021 kam das endgültige Aus für die
Deponie, nachdem der Bund das Ge-
biet als national schutzwürdig eingestuft
hatte und eingeschritten war.

«Wie damals bei der Deponie läuft
auch jetzt sehr vieles falsch. Der Bund
diktiert von oben, wo das Zentrum zu
stehen kommt, und der Kanton setzt
diese Zwängerei um, ohne genau hinzu-
schauen», kritisiert er. «Doch ich habe
gemerkt, dass man als einzelner Bürger
nicht ohnmächtig ist, wenn man es wagt,
gegen die Mächtigen anzukämpfen.»

«Die Natur bleibt Sieger»

Bereits bevor er das Asbest auf dem
Campingplatz entdeckte, hatte Ham-
mer Einspruch eingelegt, da sich das
Gelände des künftigen BAZ in einer
Gefahrenzone befindet. Auch am vom
SEM durchgeführten Mitwirkungsver-
fahren zum Sachplan Asyl hat Ham-
mer teilgenommen. In seiner Eingabe
äussert er Bedenken hinsichtlich des
Naturschutzes und merkt an, dass mög-
liche Alternativstandorte nur ungenü-
gend geprüft worden seien.

Demnächst wird feststehen, wie das
künftige Bundesasylzentrum aussehen
wird. «Im Rahmen des Studienauftrags
konnte durch das Beurteilungsgremium
ein Siegerprojekt erkürt werden», sagt
Regi Mathis-Deplazes vom BBL.Voraus-
sichtlich Anfang März wird die Öffent-
lichkeit informiert. Laut BBL wurde mit
dem nun abgeschlossenen Studienauftrag
eine ortsverträgliche Projektlösung ermit-
telt, «die sich durch hohe architektoni-
sche, ortsbauliche und landschaftsgestal-
terische Qualitäten auszeichnet und den
spezifischen Anforderungen an Nutzung
und Betrieb sowie der Nachhaltigkeit und
dem Landschaftsschutz gerecht wird».

Für Erwin Hammer steht jedoch fest,
dass ein Bundesasylzentrum am ge-
planten Ort auf keinen Fall naturscho-
nend umgesetzt werden kann. Er ist da-
von überzeugt, dass sein Widerstand die
Pläne zu Fall bringen wird. Dies bringt
er mit einem Plakat zum Ausdruck, das
er an seinem Haus angebracht hat. Dar-
auf steht: «Die Natur bleibt Sieger.»

In Buosingen, wo heute nochWohnwagen und Hütten stehen, will der Bund ab 2030 abgewieseneAsylbewerber unterbringen. KEYSTONE

«Mit finanzieller
Selbstbestimmung hat
man die Zukunft
selbst in der Hand.»
Andrea Bacca
Head
Human Resources
Swiss Life
Asset Managers

Wir unterstützen
Menschen dabei,
ihr Leben finanziell
selbstbestimmt
zu gestalten.


